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In Sachen

Verkündet '
. ' . -

am 15° Juli 1959

Klägers und Revisionsklägere,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 90 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 150 Juli 1959, an der

mitgewirkt haben ‘

Senat$präsident Dr° w e i B
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr„ R & c k e r t und
Bundeerichter ' Dr„ S c h w a n k h a r t

als weitere Berufsrichter,

Bundeesozialrichter ■r„ D a 1 c h 0 w und

Bundessozialrichter" R h e i n
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landesaozialgerichts

in München vom 3° September 1957 wird aufgehoben°

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

wieseno

Von Rechts wegen°
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Der Kläger bezog gemäß Bescheid der Lendesversichcrungeanetelt

Oberfranken und Mittelfranken, hB—Abteilung, vom 3° Februar

1950 Rente nach dem Bayerischen Gesetz über Leistungen an

Körperbeschädigte (KBLG) nach einer Minderung der Erwerbeiähig—
keit (Md■°) um 40 v„H° weüen eines Herzklappenfehlers und wegen
Herzmuekelschwäche nach He°zäurchblutungeetörung° Das Versor—

gungeant (VersorgA„) erteilte ihn ohne ärztliche Huehuntersu—
chung einen Bescheid’vom 100 August 1951° Darin ist ausgeführt,

daß ihm gemäßlä 31 des Bundesversorgungegeeetzes (BVG) anstelle
der bisherigen Rentenbezüge von monatlich 38„— DM ab l° Oktober

1951 die gesetzliche Grundrente von monatlich 200— hm gewährt

werde und im übrigen der Bescheid vom 30 Februar 1950 vorerst

gültig bleibe (eoba funktbesclzeid)o 1952 wurde äer Kliger nach—

untereueht und ihm hierauf die Rente mit Bescneid vom 290 Au—

gust 1952 ab 1° November 1952 entzogeno In dem Bescheid iet

unter Hinweis auf g 62 Abso 1 BVG än5egeben‚ dei die Versor—

gungebezüge neu festgestellt werden, wenn in den Verhältnineen,

die für die Feststellung maßgebend gewesen seien, eine wesent—

liche Änderung eintrete° Nach dem Ergebnie der ärztlichen Un—

tersuchung sei eine weeentliche Besserung eingetreten, es läge

keine Schädigungefolge mehr voro lm übrige wäre nach 5 86

Abs„ 3 BVG die Neufeststellung auch ohne vorherige ärztliche

Untersuchung zulässig und nicht von einer veeentlichen Änderung

-im Sinne des 5 62 Abe„ 1 BVG abhängigo

Der Kläger hat sich gegen die Rentenentziehung gewandt° Das

Oberversicherungs mt (OVA„) hat seine Berufung zurückgewiesen°

Das Beyero Landessczielguricht (LSGO)‚auf das sein Hekurs als

Berufung Qbergegengen war, hat mit Urteil vom 5, September

1957 die Berufung als unzulässig verworfen° Es hat unter Hin—

weis auf BSG° 1 8° 204 ausgeführt, der Rekurs sei nach @ 1700

Nr„ 8 der Heicheversichcrungsordnung (RVG) unzulässig gewesen;
in diesem Fall sei es unerheblich, ob des Rechtsmittel nach

neuem Recht zuläesig wäreo Bei dem Bescheid voni29° August

l952 habe es sich um die Neufeetstellung einer Daucrrente ge—
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handelt, Mit dem vorangegangenen Bescheid vom 10° August 1951

seien die bisherigen Bezüge nach dem KBLG auf die Grundrente

nach den BVG rc9hteverbindlich (@ 77 Sozielgeriohtsgeeetz

— SGG —) umgeetellt werden„ Der Bescheid von 10° Auguet'1951
enthalte zwar keinen Auesyruch über die anerkannten Geeund—

heiteetörungen; dies sei aber unschädlich, da insoweit auf

den KBLG—Beecheid Bezug genommen seio Der Bescheid vom lüäAugust

1951erfülle in vollem Umfang‘dieVoraussetzungeneines Unen—
eWkennungebeecheides nach S 86 Abs...°1 BVGO‘ReVieion ist nicht

zugelassen°

Der Kläger hat ge_en das Urteil des LSG° nevieion eingelegt

und beantragt, das Urteil des LSG° aufzuheben und dem Kläger

Rente zuzusprechen, bzwo die Sache an die Vorinstanz eurüok—

zuverweieeno

Die Revision rügt, das LSG° habe die Berufung zu Unrecht als
unzulässig verworfen° Es hätte nicht die eve, sondern dae;SGG

anwenden müssen„ Die Neohuntereuchung nach 5 86 Abs„ 3 BVG

sei als Ergänzung der Umenerkennung anzuseifen° Die anerkannten

Leiden seien nicht gebeseert, sondern der gleiche Zustand, der

früher zur Rentengewährung geführt habe, noch vorhanden; 58

liege ein wesentlicher Verfahrensmangel vor, weil das OVA„

die Dienetbesohädigungefrege
neu behandelt habe, obwohl hier—

für keine Beecheidsgrundlege vorhanden gewesen sei° ‘

Der Beklagte hat Verwénfung der Revision beantragt°

Die Revision ist form— und ffistgerecht eingelegt und begrün—

det worden (@@164, 166“soo)b Da sie vom LSGOnicht zugelas—
sen wurde, ist sie nur etatthaft, wenn ein wesentlicher ■an—

gel des Verfahrens gerügt wird, der auch vorliegt, oder Wenn

bei der Beurteilung des ursächliohen Zuenmmenhengs einer,Ge—

sundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinne des BVG das—

Gesetz verletzt ist (@ 162 Abs„ 1 nr, 2 und Nr„ 3 sec; ‘

BSG° 1 8° 150)0
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Die Revision macht einen wesentlichen Mangel des Verfahrens

geltend, indem sie vorbringt, das LSG„ hätte die Berufung

nicht als unzulässig verwerfen dürfen, sondern sachlich ent—

scheiden müssen (8500 1 5° 283)° Det gerügte Verfahrensmsngel

liegt vor°

Das LSG„ hat gemäß der Rechtsprechung des erkennenden Senats

(BSG-° l 85 204) zunächst geprüft, ob der Rekurs nach altem
Recht, d„h„ nach der EVO, zulässig wero Es hat dies zu Un—

recht verneint° Nach Art° 53 KBLG, @ 84 AbSo } BVG war
% 1700 Hr° 8 RVG in der Kriegsopferversorgung entsprechend

anzuwenden (BSG„ 4 So 170)° Nach dieser Vorschrift war der
Rekurs bei d r'Heufeststellung von Dauerrcnten wegen Änderung

der Verhältnisse ausgeschlossen" Es kommt daher entscheidend

darauf an, ob es sich bei dem Bescheid vom 29„ August 1952

um eine Neufeststellung der Rente wegen_Änderung der Verhält—
6nisse im Sinne des % 1700 Hr° 8 EVO handelt oder ob dieser

Bescheid zusammen mit den Bescheid vom 100 August 1951 die

erste Feststellung nach dem BVG enthält„

Nach @ 62 ßVG werden in der hriegsopierversorgung die Versor-

gungsbezüge neu festgestellt, wenn in den Verhältnissen, die

fur die Feststellung maßgebend gewesen sind, eine wesentliche

Änderung eintritt° Dies setzt voraus, daß bereits eine Rente

nach dem BVG festgestellt ist und daß die Verhältnisse, die

dieser Feststellung zugrunde legen, sich nach der Feststellung

geändert haben (vgi° see° vom 12„12„i957 in 30280 see @ 148

Da 6 Nr„ l?)o In solchen Fällen ist mit dem Bescheid über die
Neufeststellung der Rente wegen Änderung der Verhältnisse

zugleich die Au£hebung der vorangegangenen Feststellung der

Rente verbunden, soweit sich die Änderung der Verhältnisse

auswirkt (vgl° BSGO 7 S0 8)° Eine Änderung der Verhältnisse

im Sinne des © 62 BVG und @ 1700 Nr° 8 RVG liegt auch bei
Änderung der gesetzlichen Vorschriften vor (BSG° vom Boll°

1956 in SOZRQ‘SGG @ 145 Be 1 Nr„ 1), doch kann dies nur bei

Änderungen innerhalb des Gesetzes, des als Anspruchsgrundlage
bestehen bleibt, gelten° Die erste Feststellung von Rente
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nach dem BVG ist demnach gegenüber der letzten Feststellung

nach dem KBLG keine ■eufeetetellung im Sinne des @ 62 BVG,

@ 1700 Nr„ 8 RVO° Das BVG hat das KBLG in vollem Umfange auf—

gehoben und die Grundlage der Vereorgungsansprüche neu und

selbständig geregelt° Deehelb können die KBLG-Beecheide nicht

mehr als gesetzliche Grundlage für weitere Hentenzahlungeh

ab Inkrafttreten des BVG gelten° Für ihre "Änderung" war da—

her kein Raum mehr und es bedurfte auch nicht ihrer ausdrück—

lichen Aufhebung? etwa verbunden mit der Entscheidung nach

demeve (een° l e.‚ 210 [äl■7, 5 s„ 251 [935 ff_._7und 4
So 21 £ää7)o Die ergtg Feststellung der Vereorgungeaneprüche
und —bezüge nach dem BVG stellt daher keine mit einer Aufhe—

bung der vorangegangenen Feststellung verbundene Neufeststel—

lung im Sinne der $$$}62 BVG, 1700 -Nr„ 8 nvo dar (soßse„ 7‘ s„e)„

Um zu entscheiden, ob der Bescheid vom 29° Auguet 1952 eine

Neufeststellung enthält, war zu prüfen, ob bereits der vorher—

gehende Bescheid vom 10° Auguet 1951 als die erste Feststel—

lung nach dem BVG angesehen werden kann° Dafür ist wesentlich,

welchen Inhalt ein Bescheid haben muß, um als erste Feststel—

lung nach dem BÜG zu gelten° Zur Zeit des Erlasses der Be—

scheide vom 100 August 1951 und 29„ August 1952 galt nach

@ 84 Abee 5 BVG Art° 30 KBLG° Danach waren die Beecheide in

tatsächlicher und rechtlicher Beziehung zu begründen° In Be—
scheiden, die eine Rentenbewilligung enthielten, war zugleich

der Betrag und Beginn der Leistung feetzuetellen und die Art

der Berechnung ersichtlich zu machen° '

lm Bescheid vom 10° August 1951 ist der Betrag (20‚— Dh)‘

und der ßeginn der Grundrente nach dem BVG (1010„1951) ange—

geben„ Die Art der Berechnung ist nicht ersichtlich gemeciht°

Es ist nämlich nicht angegeben, welche Gesundheitsstörungen

und welcher Grad der thc angenommen und der Berechnung der

Grundrente zugrunde gelegt sind" Der Hinweis auf % 31 BVG ge—

nügt hierfür nicht() Der Beschädigte kann zn r aus dem BVG ent—

nehmen, daß ein Betrag von monatlich 20‚— DM einer th„ um

40 V„Hc entsprichto Er kann aber, wenn eine th„ um 46 v„h°
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nicht angegeben int, nicht prüfen, ob der anerkannte Grad der

MdB, mit der fcetgeeetzten monatlichen Grundrentc überein—

.
stimmt0 Auch der Hinweis, daß der Bescheid "im Nacbgeng" zu
dem Bescheid vom 3, Februar 1950 ergehe und daß der Bescheid

vom 5, Februar 1950 im übrigen vorerst gültig bleibe, ersetzt

die notwendige Angabe der Rentenberechnung und die tatsächli—

che und rechtliche Beginndung nicht, Der Bescheid vom 10, Au—

gust 1951 konnte durch dienen dinWeis die Aufhebung des KBLG

und damit dessen Wegiall als gesetzliche Grundlage für

Versorgungsleictungcn aus KBLG—Beschciden nach dem 10 O’tober

Vl950 nicht beseitigen° Die Bemerkung, der KBLU—Beecheid blei—

be vorerst gültig, kann auch nicht dahin verstanden werden,

daß die nach dem ÄBLG anerkannt gewesenen Gesundheitsstörun—
‚gen und der damals engenom ene Grad der ■dE, auch nach dem

BVG festgestellt und anerkannt wurden, Gegen eine solche Aus—

legung spricht die Wortfassung; denn mit dem Ausdruck, der

KBLG—Bescbeid bleibe vorerst gültig, wird nicht eine frühere

Feststellung als neue erste Feststellung und ßntscheidung

nach dem BVG übernommen, sondern die Entscheidung nach dem

BVG über bchädigung, Schädigungsfolgen und man, wird auf einen

späteren Zeitpunkt hinausgesohoben, Diese Entscheidung, über

den Versorgungeenspruch nach dem BVG, ist denn erst im Be—

SChüiu vom 29° ÄU&USÜ 1952 abschließend erfolgt (vgl, auch

ne„ vom 250'901958-—s nv 1015/57, auszugeweisé abgedruckt
in "Der Verecrgungebeamte" 1959 S, 33 Nr, 10)° Der Bescheid

vom 10° August 1951 kann s0mit nicht als erste Feststellung
nach dem BVG gelten, weil er nicht alle erforderlichen Bestand—

teile einer solchen efstcn Beststcllung enthält° Dencr ist

auch der Bescheid vom 29„ August 1952 kein äeufeetstellungsb8—

scheid wegen Änderung der Verhältnisse im Sinne des © 62 BVG

und @ 1700 nr, 8 RVG; denn ihm geht keine ?eststellung von‘

Schädigung, bchädigungsfolgen und Kdß, nach dem BVG voraus°

Im übrigen ergibt eich auch aus der Bemerkung im Bescheid vom

290 August 1952, eine'wesentliche Besserung sei eingetreten,
daß dieser Bescheid nicht von einer vorangegangenen Feststel—

lung nach dem BVG, sondern von den Feststellungen im RBLG48e—

schcid als Vergleichsgrundlage ausgeht; denn nach dem BVG war
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überhaupt noch kein bestimmter Leidenszustend mit einer bestimm—

ten Erwerbsminderung als Schädigungsfolge festgestellt worden,.

der als Vergleichsgrundlage hätte dienen können° Daher konnte

im Bescheid vom 29° August 1952 noch nicht entschieden werden,

ob sich die Verhältnisse, die einer ersten Feststellung nach

dem BVG zugrunde legen, nach diesem Zeitpunkt geändert hattenn‚

Der Bescheid vom 290 August 1952 stellt vielmehr erst.zue@mmen

mit dem Bescheid vom 10° August 1951 die erste Feststellung

nach dem BVG dar° Der Rekurs gegen den Bescheid vom_29° August
1952 war daher nicht nach 9 1700 Nro 8 BVD ausgeschlossent

Der Bescheid vom 29° August 1952 ist hilfsweise auf 5 86 Abs.3

BVG gestützt° Diese Vorschrift‚ermöglichte in den Übergangs—

fällen unter bestimmten Voraussetzungen eine Neufaststellung,

ohne daß sich die Verhältnisse nach Erlaß des BVG—Bescheides

geändert hatten„ Unabhängig von der dntscheidung, daß der Be—

scheid vbm 290 August 1952 den Bescheid vom 10° August 1951

nur ergänzt und mit diesem zusammen die erste Feststelluné

nach demBVGbildet, ist bei einemBescheid nach 5 86 Abel 3
BVG der Rekurs nach % 17ÜU Nro 8 BVD schon deshalb nicht aus—
geschlossen9 weil dieser Bescheid nicht wegen Änderung der Ver—

hältnisse ergehto

Da der Rekurs hier nicht nach @ 1700 är° 8 RVG ausgeschlcs—

sen war, war weiter zu pr;fen‚ ob das Rechtsmittel als Beru—

fung nach den Vorschriften der 5% 144 bis 149 5GG unzulässig

war„ Dies ist nicht der Falle Die Berufung war daher nach

dem SGG zulässig°

Für die Fragesder Zulässigkeit des Rechtsmittels kam es

nicht darauf an‚ daß der Bescheid vom 100 August 1951 be2üg»

lich seiner Rechtsgültigkeit anderen gesetzlichen Bestimdun—

gen, etwa der Übergangsvorschriit des @ 86 Abs° 1 Satz 1 und 3
BVG, genügt; hier war nur zu entscheiden, ob der Bescheid

vom 29° August 1952 eine "Neufestgtellung der Rente wegen

Änderung der Verhältnisse‘im Sinne des @1700 Nr„ 8 RVG 3

darstellt° insoweit steht auch die im Urteil des Bayeri—i

schen LSGovom 280 Juni 1954 (Amtsbl‚d„Bayeronrbou°Sozo—dino
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1955 5° B 15 Nr, 74) vertretene Auffassung über die Rechte-

natur der sogenannten Punktbescheid■nicht im Widerspruch

zu der Entscheidung des erkennenden Senats; denn das LSG,

hatte in seinem Urteil, des die Berechnung der'Bezüge in

den Übergangefällen des @86 Abs, 1 BVG betraf, auch ausge—
sprechen, daß der spätere Bescheid den sogenannten Punktbe—

scheid ergänzte (aoaoüo S, B 16 rechte Spalte),

Auch aus dem Gedanken des Rech eschutzes heraus, den das

SGG dem.Beschädigtcn gewährt, indem es ihm die zweite ge—
richtliche Instanz grundsätzlich in vollem Umfang, unbe—

schadet bestimmt bezeichneter Ausnahmen, eröffnet, erscheint

es nicht zulä3sig, dem BeSchädigten die Berufung geben den

zweiten Bescheid, der nur den Punktbescheid in wesentlichen

Teilen ergänzt, abzuschneiden° Zwar enthält schon der Punkt—

bescheideineRechtsmittelbelehrunf;dochist ausdemBe—
scheid selbst nur zu entnehmen, daß der nach dem BVG eue—

zuzahlende Rentenbetrag niedriger sein wird als der nach

dem ÄBLGODa der Bescheid weder die anerkannten Leiden noch
den Grad der MdB, angibt, kann der Tersorgungeberechtigte

nicht beurteilen, ob ein Rechtsmittel dagegen Erfolg ver—

spricht° Die vollständigen Berechnungsgrundlagen erfährt

er erstmals durch den ergänzenden zweiten Bescheid° Aus

diesen Gründen müssen ihm gegen diesen zweiten Bescheid die—

jenigen Rechtsmittel cffenstehen, die er hätte, wenn statt

eines Eunktbescheide und eines späteren ergänzenden Be—

scheids ein einheitlicher vollständiger BVG—Umanerkennungs—

bescheid ergangen wäre,

Das LSG° hätte somit sachlich entecheiden müssen, Da der

gerügte weeentliche Verfahrensmangel vorliegt, ist die Re—

vieion zuläesig; sie iet auch begründet, denn das Urteil

des LSG, beruht auf diesem Verfehrensmangel (@ 162 Abs° 2

see)„ Das Urteil war daher eufzuheben (@ 170 Abs° 2 SGG)„
Der Senat konnte nicht selbst sachlich entscheiden, da Er—

mittlungen und Feststellungen des LSG° zu der Behauptung

des Klägers, seine Leiden hätten sich nicht gebeeeert,
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fehlen (@@103, 128 SGG)° Die Sache war daher an das LSG„

zurerneuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweiaen°

Die Kosteneütschcidung bleibt dem abschliemenden Urteil

vorbehalten°
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